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Liebe Leserinnen, liebe Leser 

Letzten Freitag ist die Sommersession 2025 der eidgeno ssischen Ra te zu Ende gegangen. Das fu r 

mich perso nlich wichtigste Gescha ft in dieser Session war die Individualbesteuerung, welche nach 

intensiven Debatten und knappen Entscheiden angenommen wurde. Daneben hat das Parlament 

in der Schlussabstimmung 18 weitere Vorlagen verabschiedet. Gerne teile ich mit Ihnen in diesem 

Sessionsru ckblick meine Eindru cke aus den letzten drei spannenden Wochen in Bern. 

 

Folgende Geschäfte wurden im Parlament behandelt (Auswahl): 

Umwelt- und Klimapolitik 

Beschleunigungserlass. Änderung Energiegesetz (23.051) 

Der Beschleunigungserlass sieht Gesetzesa nderungen vor, um Bewilligungs- und 

Rechtsmittelverfahren fu r grosse Anlagen der erneuerbaren Energien zu straffen und den 

Planungsprozess fu r den Ausbau des Stromnetzes zu vereinfachen. Damit soll die Energiewende 

und insbesondere der Ausbau der 16 Wasserkraftprojekte vorangetrieben werden. Diese wurden 

vor einem Jahr im Rahmen des Stromgesetztes vom Volk angenommen und in den Gesetzesanhang 

aufgenommen.  

Eigentlich wa re geplant gewesen, die Differenzbereinigung zu diesem Gescha ft – getreu seinem 

Titel – in der Sommersession abzuschliessen. Wegen der Behandlung anderer Gescha fte und den 

zahlreichen verbleibenden Differenzen wurde nach der Sta nderatsdebatte in der ersten Woche 

jedoch entschieden, dass das Gescha ft erst nach der Session von der nationalra tlichen 

Umweltkommission weiterberaten wird. Auch wenn National- und Sta nderat sich in einigen 

Punkten bereits einigen konnten, bestehen insbesondere zur Frage der Einschra nkung des 

Verbandsbeschwerderechts fu r Umwelt- und Naturschutzorganisationen grosse Differenzen. 

Wa hrend der Sta nderat an seinem Kurs festgehalten hat und die Verba nde bei den 16 

Grosswasserkraftprojekten im Anhang des Stromversorgungsgesetzes komplett von der 

Beschwerde ausschliessen will, geht der Nationalrat einen sanfteren Weg. Er will die 

Beschwerdemo glichkeit weiterhin zulassen, jedoch unter der Voraussetzung, dass drei Verba nde 

gemeinsam eine Beschwerde einreichen mu ssen. Es ist unbestritten, dass Beschwerden oft zu 

Verzo gerungen bei wichtigen Projekten zum Ausbau der erneuerbaren Energien fu hren. 

Perso nlich bin ich der Meinung, dass sich bei den 16 Wasserkraftprojekten des Runden Tisches 

Wasserkraft eine Aussetzung des Verbandsbeschwerderecht rechtfertigt. Bei diesen haben sich 

die Teilnehmenden des Runden Tisches – und damit eben gerade auch namhafte 

Umweltschutzorganisationen – darauf geeinigt, dass diese umgesetzt werden sollen. Dies wurde 

vom Stimmvolk mit der kalten Zustimmung zum Stromgesetz besta tigt. Nun wird sich der 

Nationalrat in der Herbstsession erneut mit dem mittlerweile nicht mehr ganz so beschleunigten 

Beschleunigungserlass befassen.  

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230051
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Klimafondsinitiative. Für eine gerechte Energie- und Klimapolitik: Investieren für 

Wohlstand, Arbeit und Umwelt (25.022) 

In der dritten Sessionswoche hat der Nationalrat die «Klimafonds-Initiative» beraten, die bis zu 

7.7 Milliarden Franken fu r Klimaprojekte verlangt. Diese sollen aus der Bundeskasse finanziert 

werden und die Schuldenbremse umgehen. In meinem Votum als Fraktionssprecherin habe ich 

die ablehnende Haltung der liberalen Fraktion erkla rt. Diese Initiative geht davon aus, dass der 

Klimaschutz in der Schweiz durch A-Fonds-perdu-Beitra ge beschleunigt werden kann. Dieser 

Ansatz fu hrt jedoch dazu, dass die Allgemeinheit auf mehreren Ebenen fu r den Klimaschutz 

bezahlt. Erstens u bernimmt sie Kosten fu r Scha den, die durch die Nutzung von fossilen 

Energietra gern entstehen, und dies, obwohl nur ein Teil der Bevo lkerung und Wirtschaft fu r den 

Schaden verantwortlich ist. Zweitens bezahlt sie Subventionen fu r emissionsfreie Technologien, 

anstatt dass dafu r der richtige Preis bezahlt wu rde. Das wiederum versto sst gegen das 

Verursacherprinzip. Drittens bezahlt sie neue Subventionen fu r den Umstieg auf fossilfreie 

Anwendungen – dies benachteiligt diejenigen Unternehmen oder Personen, welche diesen Schritt 

bereits auf eigene Kosten geta tigt haben. 

Subventionen ko nnen einen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele leisten, sei es zur 

Beschleunigung oder zur Etablierung neuer Technologien. Aus liberaler Sicht sollen sie jedoch 

nicht zum Hauptpfeiler der Klimapolitik werden, sondern prima r bei Marktversagen zum Einsatz 

kommen. Schliesslich sind bei Subventionen die Mitnahmeeffekte zu beru cksichtigen. Es gibt 

deutlich effizientere Instrumente in der Klimapolitik, welche sta rker auf marktwirtschaftliche 

Instrumente setzen, zum Beispiel CO2-Lenkungsabgaben. Fazit: Die Initiative ist nicht no tig. Eine 

Studie aus dem Jahr 2021 zeigt auf, dass der Grossteil der fu r den Klimaschutz notwendigen 

Investitionen von rund 400 Milliarden Franken zu u ber 90 Prozent durch Kreditvergaben oder 

u ber den Kapitalmarkt finanziert werden ko nnte - vorausgesetzt, die Nachfrage ist vorhanden. 

Eine massive staatliche Fondslo sung, wie sie die Initiative vorsieht, ist somit u berflu ssig. 

 

Änderung des Stromversorgungsgesetzes (Stromreserve) (24.033) 

Die Vorlage regelt den Einsatz einer thermischen Stromreserve, bestehend aus 

Reservekraftwerken, die mit O l und Gas betrieben werden ko nnen, gepoolten Notstromgruppen 

und Wa rme-Kraft-Kopplungs-Anlagen. In dieser Session fand die Differenzbereinigung der 

Vorlage statt, das heisst, dass das Gescha ft innerhalb der drei Wochen nochmals zwischen den 

beiden Kammern und Kommissionen hin- und hergegangen ist. Zuletzt konnte man sich auch bei 

den letzten verbleibenden Differenzen hinsichtlich der Sanktionsmassnahmen einigen. 

Als Sprecherin fu r die FDP.Die Liberalen Fraktion habe ich in meinem Votum die Wichtigkeit der 

Stromversorgungssicherheit betont. Um das Risiko einer Mangellage weiter zu minimieren, sind 

Vorkehrungen zu treffen, dass bei Bedarf rasch zusa tzliche Energie bereitgestellt werden kann, 

und zwar auf der Basis einer ordentlichen gesetzlichen Grundlage. In der Ausgestaltung dieser 

Stromreserve hat sich die FDP dafu r eingesetzt, dass sie nur als Versicherung dient und nur unter 

klaren Bedingungen zum Einsatz kommt. Das heisst, solange Elektrizita t im Inland verfu gbar ist 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20250022
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=359695
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20240033
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=356405
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bzw. Importe in ausreichendem Ausmass mo glich sind, sollen die Stromreserve und damit 

insbesondere auch die Reservekraftwerke nicht zum Einsatz kommen. Die Stromreserve hat keine 

autarke Stromversorgung zum Ziel. Sie erho ht aber die Resilienz der Stromversorgung, was fu r die 

Wirtschaft und die Bevo lkerung absolut zentral ist. 

 

Gesellschaftspolitik 

Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung («Steuergerechtigkeits-

Initiative»). Volksinitiative und indirekter Gegenvorschlag (24.026) 

Es war eine Knacknuss, aber nun ist es geschafft: Die Heiratsstrafe wird – endlich! -  abgeschafft! 

Nach einer intensiven und teilweise emotionalen Debatte hat das Parlament die Volksinitiative 

und den indirekten Gegenvorschlag zur Einfu hrung der Individualbesteuerung gutgeheissen. Dies 

ist ein riesiger Erfolg und ein enorm wichtiger Schritt, um endlich mehr Gleichstellung und 

Fairness zu schaffen. Das aktuelle Steuersystem entspricht nicht mehr der heutigen Realita t und 

bestraft die Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit steuerlich. In meinem Votum habe ich 

erneut auf die vielen Vorteile der Individualbesteuerung hingewiesen. Zusa tzlich zur Abschaffung 

der Heiratsstrafe sta rkt sie die Karrierechancen und die Altersvorsorge von Zweitverdienerinnen, 

fo rdert die Erwerbsta tigkeit und wirkt zugleich dem Fachkra ftemangel entgegen. Angesichts des 

demografischen Wandels wa re es fahrla ssig, weiterhin auf ein Steuersystem zu setzen, das die 

Erwerbsta tigkeit von Frauen bestraft. Weiter bringt die Individualbesteuerung 

Steuerentlastungen von rund 600 Millionen Franken fu r die arbeitenden Bevo lkerung, welche 

jeden Tag den Wecker stellt und einer Erwerbsarbeit nachgeht. 

Wir mu ssen allerdings zur Kenntnis nehmen, dass die konservativen Kra fte unter der 

Bundeshauskuppel, namentlich die Mitte und SVP, das Referendum angeku ndigt haben, flankiert 

vom Schweizerischen Bauernverband. Fu r uns heisst das: Wir werden auch im absehbaren 

Abstimmungskampf fu r dieses zukunftsgerichtete und wichtige Projekt weiterka mpfen! 

 

StGB-Tatbestände mit Stalking ergänzen (19.433) 

Die 2019 von der Kommission fu r Rechtsfragen eingereichte Initiative zur expliziten Strafbarkeit 

von Nachstellung hat im Parlament fu r brisante Debatten gesorgt. Im Zentrum stand die Frage, ob 

Stalking jederzeit automatisch verfolgt werden muss oder nur dann, wenn Opfer ausdru cklich 

Strafantrag stellen. Der Nationalrat forderte, dass Beho rden in partnerschaftlichen Fa llen sofort 

einschreiten sollen, a hnlich wie bei ha uslicher Gewalt, um Betroffene von Anfang an zu schu tzen. 

Die Rechtskommission des Sta nderats und der Bundesrat argumentierten, dass Stalking ein 

abstraktes Gefa hrdungsdelikt ist. Die Autonomie der Opfer mu sse gerade in Trennungssituationen 

gewahrt bleiben, da eine automatische Verfolgung sie sonst zu weiterem Kontakt mit dem Ta ter 

zwingen oder neuem Druck aussetzen ko nnte. Trotz des engagierten Einsatzes der FDP-Fraktion 

im Nationalrat fu r eine Offizialverfolgung in Paarbeziehungen setzte sich in der 

Einigungskonferenz die Position von Sta nderat und Bundesrat durch. Das Ergebnis lautet nun, 

dass Stalking in allen Fa llen auf Strafantrag verfolgt wird. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20240026
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=356270
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190433
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Eingereichte Vorstösse 

Einführung einer Deklarationspflicht für PFAS (25.3902) 

Am 20. Juni habe ich eine Motion eingereicht, die den Bundesrat beauftragt, die Grundlagen zu 

schaffen, um eine Deklarationspflicht fu r per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) zu 

ermo glichen. Dabei soll er beru cksichtigen, dass die Deklarationspflichten klar definierbar, 

vo lkerrechtskonform und durchsetzbar sowie die Umsetzung wirtschaftlich tragbar und 

administrativ einfach sind. 

PFAS sind aufgrund ihrer wasser-, fett- und schmutzabweisenden Eigenschaften in tausenden 

Alltagsprodukten enthalten. Sie sind auch von Bedeutung fu r die Energiewende: So sind zum 

Beispiel viele PFAS Teil verschiedener Technologien zur Gewinnung erneuerbarer Energie, 

insbesondere Wind- und Solarenergie, aber auch bei Wa rmepumpen als Ersatz zu fossilen 

Geba udeheizungen. Laut Wissenschaft du rften nun aber zahlreiche PFAS persistent und 

akkumulierbar sein, mit zum Teil besorgniserregenden Auswirkungen auf Gesundheit und 

Umwelt. Ihre Entfernung aus Umwelt und Trinkwasser ist technisch aufwendig und teuer. Trotz 

der Risiken fehlt in der Schweiz derzeit eine systematische Informationsgrundlage fu r 

Ka uferinnen und Ka ufer von Produkten. Eine Deklarationspflicht schafft Transparenz und befa higt 

die Betroffenen zu informierten Kauf- und Nutzungsentscheidungen. Sie stellt einen 

pragmatischen Schritt zur Risikominimierung dar, ohne Verbote zu erlassen. Gleichzeitig 

entstehen Anreize fu r Hersteller, wo mo glich auf PFAS-freie Alternativen umzustellen. 

 

Ausserhalb der Session 

Am 8. Juni war ich wieder einmal zu Gast in der Sendung SonnTalk von Tele Zu ri, ein Format, das 

ich sehr scha tze. Gemeinsam mit den beiden anderen Studioga sten, Nationalra tin Diana Gutjahr 

(svp) und Sta nderat Daniel Jositsch (sp) haben wir u ber die Individualbesteuerung, strengere 

UBS-Vorschriften und die Nachfolge des FDP-Parteipra sidiums gesprochen. Es war wie immer eine 

gut moderierte, angeregte und interessante Diskussion. 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253902
https://www.telezueri.ch/sonntalk/individualbesteuerung-strengere-ubs-vorschriften-ruecktritt-von-thierry-burkart-160610458
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Mein persönliches Highlight 

Das perso nliche Highlight zu bestimmen, ist fu r mich dieses Mal ausgesprochen einfach: Das JA 

von Sta nderat und Nationalrat zur Individualbesteuerung war der – zumindest vorla ufige – 

Schlusspunkt eines fu nfja hrigen Marathons: Im 2020 haben die FDP Frauen eine Volksinitiative 

zur Einfu hrung der Individualbesteuerung lanciert. Diese konnte trotz coronabedingter 

Einschra nkungen im September 2022 mit u ber 112'000 Unterschriften erfolgreich eingereicht 

werden. Im Parlament wurde dann in der Folge ein sogenannt indirekter Gegenvorschlag 

erarbeitet – in einer ungewohnten, aber fortschrittlichen Allianz aus FDP, SP, glp und Gru nen. 

Dieses erarbeitete Bundesgesetz ist eine angemessene Umsetzung der Volksinitiative und konnte 

trotz zum Teil grenzwertiger Mano ver aus gesellschaftlich konservativen Kreisen Mitte und SVP 

u ber die Ziellinie gebracht werden. Diese konservativen Kreise, unterstu tzt vom Schweizerischen 

Bauernverband, haben nun das Referendum angeku ndigt. Kommt es zustande, werden wir mit 

derselben Energie, welche die letzten fu nf Jahre aufgewendet wurde, in den Abstimmungskampf 

ziehen. Ich bin zuversichtlich, dass wir die Bevo lkerung von den offensichtlichen Vorteilen der 

individuellen Besteuerung u berzeugen ko nnen. Die Zahlen sprechen eine klare Sprache: rund 

50% der Familien werden weniger Steuern bezahlen, fu r rund 36% wird sich nichts a ndern und 

fu r rund 14% ergibt sich eine moderate Mehrbelastung. Dabei handelt es sich um gutverdienende 

Einverdienerfamilien, welche bis anhin von einem Heiratsbonus profitiert haben. 

Und noch ganz perso nlich: Es freut und ehrt mich, dass ich nach der Ru cktrittsanku ndigung von 

Parteipra sident Thierry Burkart als mo gliche Nachfolgerin gehandelt werde. Wie bereits 

o ffentlich gesagt: Ich brenne fu r diese Partei! Ich erhalte viele Motivations- und 

Ermutigungszusprachen, aber auch Ru ckmeldungen, welche vehement abraten. Ich nehme mir 

nun gern die Zeit, mir u ber zwei Fragen klarzuwerden: Ist das anspruchsvolle Amt vereinbar mit 

meiner beruflichen Ta tigkeit als Rechtsanwa ltin und meinen Nebena mtern – und natu rlich auch 

mit meinem familia ren Umfeld. Und auch daru ber, ob ich die richtige Person bin, um unsere Partei 

in die Wahlen 2027 zu fu hren.  

 

Vielen Dank fu r Ihr Interesse. Ich freue mich, Ihnen im Herbst wieder aus Bern zu berichten und 

wu nsche Ihnen bis dahin eine gute Ferien- und Sommerzeit! 

 

Herzliche Gru sse, 

 

 

 

Susanne Vincenz-Stauffacher  

Nationalra tin FDP/SG 


